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1. Ziel der Féorderung

Bereits am 3. September 2018 hat das Bundesministerium fiir Gesundheit (BMG) eine
Offentliche Bekanntmachung fiir Ausbildungsprogramme zur Férderung der drztlichen
Tatigkeit im landlichen Raum vero6ffentlicht. Aktuell werden durch das BMG entspre-
chende Vorhaben gefordert. Die gesundheitliche Versorgung in lindlichen Regionen ist
weiterhin ein wichtiges Thema und das BMG beabsichtigt daher, weitere Vorhaben fi-
nanziell zu unterstiitzen.

Die Sicherstellung einer flichendeckenden bedarfsgerechten und wohnortnahen érztli-
chen Versorgung der Bevolkerung ist weiterhin ein wichtiges gesundheitspolitisches An-
liegen. Nach wie vor zeichnet sich in manchen Regionen, insbesondere in ldndlichen,
bereits seit lingerem ein Mangel an Hausarztinnen und Hausérzten, aber auch an Fach-
arztinnen und Fachdrzten ab. Um dieser Entwicklung entgegen zu wirken, sind in der
Vergangenheit verschiedene Mafinahmen vor allem im Bereich der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung, aber auch im Bereich der drztlichen Aus- und Weiterbildung getroffen
worden. Der am 31.03.2017 beschlossene ,Masterplan Medizinstudium 2020“ kniipft hie-
ran an und formuliert die gemeinsame Aufgabe, mehr Absolventinnen und Absolventen
fir eine drztliche Tatigkeit auf dem Land zu gewinnen. So haben einige Lander inzwi-
schen Landarztquoten eingefiihrt, um die hausirztliche Versorgung in unterversorgten
oder von Unterversorgung bedrohten Regionen sicherstellen zu kénnen. Aktuell arbeitet
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das BMG an der Neuregelung der drztlichen Ausbildung, mit der die im Masterplan Me-
dizinstudium 2020 beschlossenen Mafinahmen umgesetzt werden sollen. Parallel dazu
wurde der Nationale Kompetenzbasierte Lernzielkatalog Medizin (NKLM) in Verantwor-
tung des Medizinischen Fakultitentages (MFT) weiterentwickelt und im April 2021 in
einer grundlegend tiberarbeiteten Fassung als NKLM 2.0 veroffentlicht.

Basierend auf internationalen Erfahrungen mit entsprechenden Mafinahmen, insbeson-
dere in Flichenldndern wie Kanada, Australien und Neuseeland wird angenommen, dass
die Entscheidung, spater im lindlichen Raum &rztlich titig zu werden, dadurch bedingt
ist, dass Studierende der Humanmedizin bereits frithzeitig und fortlaufend Erfahrungen
mit der drztlichen Tatigkeit im ldndlichen Raum gesammelt haben. Wahrend in
Deutschland verschiedene Ansitze bestehen, bei denen Studierende einzelne Abschnitte
ihrer Ausbildung, wie den Krankenpflegedienst, die Famulatur, das Blockpraktikum
und/oder das Praktische Jahr, in Krankenhdusern und Praxen in lindlichen Regionen
absolvieren konnen, fehlt es iiberwiegend an einem longitudinalen Aufbau dieser Lehr-
veranstaltungen und einer strukturierten Ausrichtung der Curricula auf den Bedarf
landlicher Bevolkerung. Ebenso fehlt es an einer eingehenden Untersuchung und Evi-
denz, welche Ausbildungskonzepte sich fiir Deutschland als tragfihig erweisen, um die
arztliche Versorgung in landlichen Regionen nachhaltig zu verbessern.

Eine zuséatzliche Belastung hat die Ausbildung der angehenden Medizinerinnen und Me-
diziner durch die epidemische Lage von nationaler Tragweite erfahren, die weitgehende
Einschrinkungen fiir die Lehre, insbesondere fiir praktische Ausbildungsabschnitte mit
sich gebracht hat. Das BMG hat mit der Verordnung zur Abweichung von der Approba-
tionsordnung fiir Arzte bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite die Mog-
lichkeit er6ffnet, dass Unterrichtsveranstaltungen in der arztlichen Ausbildung ganz o-
der teilweise in digitaler Form durchgefiihrt werden kénnen. Mit der Verordnung des
BMG zur Anderung der Approbationsordnungen fiir Zahnirzte und Zahnirztinnen, fiir
Arzte und fiir Psychotherapeuten und Psychotherapeutinnen, der der Bundesrat noch
zustimmen muss und die zum 1. Oktober 2021 in Kraft treten soll, sieht das BMG vor,
digitale Lehrformate auch fiir die Regelausbildung zu ermdoglichen.

Zur Sicherstellung der flichendeckenden und wohnortnahen arztlichen Versorgung be-
absichtigt das BMG daher, die Entwicklung von weiteren Vorhaben zur arztlichen Aus-
bildung an Hochschulen mit medizinischen Fakultiten zu férdern, die

. Ausbildungsabschnitte in Krankenhdusern und/oder Praxen in unterver-
sorgten oder von Unterversorgung bedrohten lindlichen Regionen lon-
gitudinal in das Curriculum integrieren und
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. das Curriculum strukturiert auf den Bedarf ldndlicher Bevolkerung und
landlicher Rdume ausrichten und dabei

. soweit im Rahmen der geltenden Approbationsordnung fiir Arzte méoglich,
die Vorgaben des NKLM 2.0 beachten und

. Erfahrungen aus der Lehre wihrend der epidemischen Lage von nationaler
Tragweite, insbesondere im Hinblick auf den Einsatz digitaler Formate,
einfliefien lassen.

Dadurch sollen Studierende an drztliche Tétigkeiten im ldndlichen Raum herangefiihrt
und die Ausbildung von Arztinnen und Arzten weiterentwickelt und verbessert werden.
Langfristig soll eine Verbesserung der Versorgungssituation im ldndlichen Raum erreicht
werden.

2. Gegenstand der Forderung

Gefordert werden Forschungsvorhaben, die ein Mustercurriculum zur longitudinalen
Integration von Ausbildungsabschnitten in Krankenhiusern und/oder Praxen in unter-
versorgten oder von Unterversorgung bedrohten lindlichen Regionen in existierende
Curricula der arztlichen Ausbildung einbinden sowie zur strukturierten Ausrichtung des
Curriculums den Bedarf landlicher Bevolkerung und landlicher Raume umfassen. Dabei
sollen digitale Lehrformate zur Anwendung kommen.

Bei den Vorhaben ist von der derzeit geltenden Approbationsordnung fiir Arzte auszu-
gehen. Falls erforderlich, kann auf der Grundlage der derzeitigen Modellklausel in § 41
der Approbationsordnung fiir Arzte ein Modellstudiengang konzipiert werden. Die Vor-
gaben des ,Masterplans Medizinstudium 2020“ und des NKLM 2.0 sind zu beachten.

Klinische Ausbildungsabschnitte im ambulanten und im stationdren Bereich konnen
miteinander verbunden werden, um den medizinischen Verlauf von Patienten bzw. Pati-
entinnen sektoreniibergreifend in der Ausbildung erfahrbar zu machen. Im klinischen
Alltag sollte moglichst auch die interprofessionelle Zusammenarbeit abgebildet werden.

Zur Forderung vorgeschlagene Forschungsvorhaben sollten sich mindestens auf den
klinischen Studienabschnitt (5.-10. Semester) beziehen und konnen auch das Praktische
Jahr einschliefien. Bei einem anderen Studienaufbau, insbesondere bei Konzeption eines
Modellstudiengangs mit einer gegeniiber dem Regelstudiengang stiarkeren Verbindung
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vorklinischer und klinischer Studieninhalte, konnen die Ausbildungsabschnitte auch zu
einem fritheren Zeitpunkt in das Curriculum eingebunden werden.

Vorzuschlagende Forschungsvorhaben kénnen eine gesamte Kohorte oder einen Teil
einer Kohorte adressieren. Fiir die Auswahl von Studierenden fiir ein derartiges ,Land-
drzte/-arztinnen-Programm® ist eine geeignete Methode zu entwickeln, die mit dem
Programm korrespondiert und relevante fachliche und persénliche Anforderungen an
interessierte Studierende berticksichtigt. Bezieht sich die zur Férderung eingereichte
Vorhabenbeschreibung auf ein Landarzt-/-arztinnenprogramm, das bereits im ersten
Semester ansetzt, ist die Auswahlmethode im Auswahlverfahren der Hochschulen anzu-
wenden. Bezieht sich eine zur Férderung eingereichte Vorhabenbeschreibung auf Stu-
dierende hoherer Semester, so ist die zu entwickelnde Auswahlmethode hochschulintern
nach der Zulassung zum Studium anzuwenden.

Fir die zur Férderung ausgewahlten Vorhaben hat der Antragsteller eine begleitende
Evaluation zu veranlassen. Hierzu soll eine unabhingige Evaluatorin bzw. ein unabhin-
giger Evaluator vom Antragsteller beauftragt werden. Die begleitende Evaluation soll
analysieren und Einschitzungen dazu vornehmen ob sich das jeweilige, in dem Forder-
vorhaben entwickelte Ausbildungskonzept als Mustercurriculum fiir Deutschland als
tragfahig erweist, um die drztliche Versorgung in landlichen Regionen nachhaltig zu ver-
bessern. Auflerdem soll die Evaluation Erkenntnisse iiber eine ggf. mogliche Weiterent-
wicklung der Approbationsordnung fiir Arzte liefern, um durch die drztliche Ausbildung
nachhaltig ausreichend Absolventinnen und Absolventen fiir eine Tatigkeit auf dem
Land gewinnen zu kénnen.

Von der Foérderung im Rahmen dieser Bekanntmachung ausgenommen sind Vorhaben,
die auf die reine Entwicklung von Arbeits- und Lehrmethoden und Informationsmateri-
al abzielen sowie die reine Anschaffung von Geridten und Materialien.

3. Zuwendungsempfinger

Antragsberechtigt sind staatliche Universititen, die iiber medizinische Fakultiten verfii-
gen sowie staatliche medizinische Hochschulen.

Einrichtungen und Unternehmen, die wirtschaftlich tétig sind, sind nicht antragsberech-
tigt. Ubt ein und dieselbe Einrichtung sowohl wirtschaftliche als auch nichtwirtschaftli-
che Tatigkeiten aus, ist sie antragsberechtigt, wenn die nichtwirtschaftlichen und die
wirtschaftlichen Tatigkeiten und ihre Finanzierung und Erldse klar voneinander ge-
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trennt werden konnen, sodass keine Gefahr der Quersubventionierung der wirtschaftli-
chen Tétigkeit besteht.

Zu den Bedingungen, wann staatliche Beihilfe vorliegt/nicht vorliegt, und in welchem
Umfang beihilfefrei geférdert werden kann, siehe Mitteilung der Kommission zum Uni-
onsrahmen fiir staatliche Beihilfen zur Férderung von Forschung, Entwicklung und In-
novation (FuEul) vom 27. Juni 2014 (ABIL. C 198 vom 27.6.2014, S. 1); insbesondere Ab-
schnitt 2.

Forschungseinrichtungen, die gemeinsam von Bund und Lindern grundfinanziert wer-
den sowie Ressortforschungseinrichtungen kénnen nur unter bestimmten Vorausset-
zungen eine Projektférderung fiir ihren zusdtzlichen vorhabenbedingten Aufwand be-
willigt werden.

Zum Zeitpunkt der Auszahlung einer gewahrten Zuwendung wird das Vorhandensein
einer Betriebsstitte oder Niederlassung (Unternehmen) bzw. einer sonstigen Einrich-
tung, die der nichtwirtschaftlichen Tatigkeit des Zuwendungsempfingers dient, in
Deutschland verlangt.

4. Fordervoraussetzun-
gen/Zuwendungsvoraussetzungen

Ein Eigeninteresse wird vorausgesetzt. Dieses ist durch die Einbringung einer Eigenleis-
tung in Hohe von mindestens 10% der in Zusammenhang mit dem Projekt stehenden
Ausgaben zu erbringen.

Kooperationen

Fiir die Durchfiihrung von Vorhaben mit mehr als einem Partner bilden die Antragstel-
ler einen Verbund. Die Verbundpartner miissen ihre Rechte und Pflichten, die sich aus
dem Vorhaben ergeben, in einem schriftlichen Kooperationsvertrag regeln. Weitere De-
tails sind dem ,Merkblatt zur Kooperationsvereinbarung von Verbundvorhaben® zu ent-
nehmen. Der Vorhabenbeschreibung, die in der ersten Stufe des zweistufigen Verfahrens
eingereicht wird (siehe Abschnitt 8.2 Verfahren), miissen zunéchst lediglich formlose
Kooperationserklarungen beigefiigt werden.

Auswahlkriterien

Die Auswahl erfolgt in einem offenen Wettbewerb unter Hinzuziehung externer Exper-
tinnen und Experten nach den im Folgenden genannten Forderkriterien.
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a. Wissenschaftliche und methodische Qualitat

Das vorgeschlagene Vorhaben muss den aktuellen Stand der Forschung berticksichtigen
und daran ankntpfen. Zur Entwicklung des Vorhabens miissen geeignete wissenschaftli-
che Methoden eingesetzt werden. Besonderer Wert wird auf die Einbeziehung aktueller
medizindidaktischer Erkenntnisse gelegt. Die Methode zur Auswahl von Studierenden,
die an dem Landérzte-/-arztinnenprogramm teilnehmen mochten, muss sich auf rele-
vante fachliche und persénliche Anforderungen beziehen.

b. Relevanz und Machbarkeit

Aus der Vorhabenbeschreibung muss ersichtlich werden, dass das geplante Vorhaben
sowohl eine longitudinale Integration von fiir das Landarzt-/-arztinnenprogramm ge-
eigneten Ausbildungsabschnitten in existierende Curricula der arztlichen Ausbildung als
auch eine strukturierte Ausrichtung des Curriculums auf den Bedarf lindlicher Bevdlke-
rung und den lindlichen Raum vorsieht. Die derzeit geltende Approbationsordnung fiir
Arzte und die Vorgaben des ,Masterplans Medizinstudium 2020“ und des NKLM 2.0 sind
zu bertcksichtigen.

c. Forschungsinfrastruktur und Kooperationspartner

Die infrastrukturellen Gegebenheiten miissen eine Einbindung des Vorhabens in For-
schung, Lehre und Versorgung gleichermafen erlauben. Dadurch soll gewéhrleistet wer-
den, dass das geforderte Vorhaben sowohl wissenschaftlich fundiert als auch anschluss-
fahig an die Lehre fiir Studierende der Medizin sein wird. Fiir das Vorhaben relevante
Kooperationspartner sind zu benennen.

d. Expertise und Vorerfahrungen

Die Forderinteressenten miissen durch einschliagige Erfahrungen und Vorarbeiten zur
Thematik ausgewiesen sein. Dies betrifft sowohl die Entwicklung als auch die Implemen-
tierung von Vorhaben im Rahmen der hochschulmedizinischen Ausbildung.

e. Nachhaltigkeit und Verbreitung der Ergebnisse

Die Vorhabenbeschreibung muss darlegen, wie das entwickelte Vorhaben nachhaltig
auch iber den Forderzeitraum hinaus am Vorhabenstandort implementiert werden
kann. Vorstellungen zur Verbreitung und Implementierung des Vorhabens an weiteren
Standorten, an denen ein Medizinstudium absolviert werden kann, sind erwiinscht.
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Flankierende Mafnahmen zur Bekanntmachung und Kommunikation der Vorhabener-
gebnisse werden begriifit.

f. Beitrag zur Verbesserung der medizinischen Versorgung

Die Forderinteressenten miissen plausibel darlegen, wie die Ergebnisse des Vorhabens
genutzt werden kdnnen, um die medizinische Versorgung im lindlichen Raum zu ver-
bessern.

g. Genderaspekte

Im Rahmen der Vorhabenplanung, -durchfiihrung und -auswertung sind Genderaspekte
durchgingig zu berticksichtigen.

h. Partizipation

Fir das Vorhaben relevante Zielgruppen sind in angemessenem Mafie in die Vorhaben-
durchfiihrung einzubeziehen, sofern dies zur Qualitit des Vorhabens beitragt.

5. Umfang der Foérderung

Fir die Forderung eines Vorhabens kann vorbehaltlich der Bereitstellung und Verfiig-
barkeit von Haushaltsmitteln grundsétzlich im Zeitraum von 2021 bis 2024 eine nicht
riickzahlbare Zuwendung im Wege der Projektférderung gewahrt werden.

Die Vorhaben sollen voraussichtlich zum 01.12.2021 starten.

Zuwendungsfihig sind der vorhabenbedingte Mehraufwand wie Personal-, Sach- und
Reisemittel sowie (ausnahmsweise) vorhabenbezogene Investitionen, die nicht der
Grundausstattung zuzurechnen sind. Aufgabenpakete konnen auch per Auftrag an Dritte
vergeben werden. Ausgaben fiir Publikationsgebiihren, die wihrend der Laufzeit des
Vorhabens fiir die Open Access-Veroffentlichung der Ergebnisse entstehen, kénnen
grundsatzlich erstattet werden. Nicht zuwendungsfahig sind Ausgaben fiir vollstindig
grundfinanziertes Stammpersonal.

Bemessungsgrundlage fiir Hochschulen, Forschungs- und Wissenschaftseinrichtungen
und vergleichbare Institutionen sind die zuwendungsfihigen vorhabenbezogenen Aus-
gaben.
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6. Rechtsgrundlage

Die Gewédhrung von Férdermitteln erfolgt nach Mafdgabe der §§ 23 und 44 der Bundes-
haushaltsordnung (BHO) und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften. Ein Rechts-
anspruch der Antragstellenden auf Gewahrung einer Zuwendung besteht nicht. Viel-
mehr entscheidet das BMG aufgrund seines pflichtgeméfien Ermessens im Rahmen der
verfligbaren Haushaltsmittel.

Bestandteile der Zuwendungsbescheide werden fiir Zuwendungen auf Ausgaben- bzw. in
besonderen Ausnahmefillen auf Kostenbasis die Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir
Zuwendungen zur Forderung (ANBest-P, ANBest-P Kosten in der jeweils geltenden Fas-
sung).

Die Zuwendungen erfolgen unter der Voraussetzung, dass die Vorhaben keine Beihilfe
im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags iber die Arbeitsweise der Européischen
Union (AEUV) sind und dem Bereich der nichtwirtschaftlichen Tétigkeiten der Einrich-
tungen fiir Forschung und Wissensverbreitung zugeordnet sind.

7. Hinweise zu Nutzungsrechten

Es liegt im Interesse des BMG, Ergebnisse des Vorhabens fiir alle Interessenten im Ge-
sundheitssystem nutzbar zu machen. Fiir die im Rahmen der Férderung erzielten Ergeb-
nisse und Entwicklungen liegen die Urheber- und Nutzungsrechte zwar grundsétzlich
beim Zuwendungsempfianger, in Erginzung haben jedoch das BMG und seine nachge-
ordneten Behorden ein nicht ausschliefdliches, nicht tibertragbares, unentgeltliches Nut-
zungsrecht auf alle Nutzungsarten an den Ergebnissen und Entwicklungen des Vorha-
bens. Das Nutzungsrecht ist raiumlich, zeitlich und inhaltlich unbeschrinkt. Diese
Grundsitze gelten auch, wenn der Zuwendungsempfinger die ihm zustehenden Nut-
zungsrechte auf Dritte Gibertragt oder Dritten Nutzungsrechte einriumt bzw. verkauft. In
Vertrage mit Kooperationspartnern bzw. entsprechenden Geschéftspartnern ist daher
folgende Passage aufzunehmen: ,Dem BMG und seinen nachgeordneten Behoérden wird
ein nicht ausschliefiliches, nicht tibertragbares, unentgeltliches Nutzungsrecht auf alle
Nutzungsarten an den Ergebnissen und Entwicklungen des Vorhabens eingeraumt. Das
Nutzungsrecht ist rdumlich, zeitlich und inhaltlich unbeschriankt.“ Das Nutzungsrecht
schlief’t auch eine ggf. durch das BMG veranlasste Evaluation im Sinne eines Abschluss-
gutachtens ein.



% Bundesministerium
fiir Gesundheit

Barrierefreiheit

Die EU hat die Richtlinie (EU) 2016/2102 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 26. Oktober 2016 iiber den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen
Anwendungen o6ffentlicher Stellen verabschiedet, die am 23. Dezember 2016 in Kraft ge-
treten ist. Sie wurde mit der Anderung des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG)
vom 10. Juli 2018 in nationales Recht umgesetzt (vgl. https://bik-fuer-alle.de/eu-
richtlinie-barrierefreie-webangebote-oeffentlicher-stellen.html).

Die Behorden des Bundes sind daher verpflichtet, ihre (sémtlichen) Inhalte im Internet
(und in den sozialen Medien) barrierefrei zu gestalten. Die im Zusammenhang mit die-
sem Vorhaben veroffentlichten Dateien (vor allem PDF-Dateien) mussen daher barriere-
frei sein.

8. Verfahren

8.1. Einschaltung eines Projekttriagers, Vorhabenbeschreibung und sons-
tige Unterlagen

Mit der Abwicklung der Fordermafnahme hat das BMG folgenden Projekttrager beauf-
tragt:

Deutsches Zentrum fiir Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR)

DLR Projekttrager
Heinrich-Konen-Strafie 1
53227 Bonn

Ansprechpartnerin ist:

Dr. Bettina Moller-Bock

Telefon: +49 30 6705 582 68
Telefax: +49 228 3821-1257

E-Mail: projekttraeger-bmg@dlr.de
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8.2. Verfahren

Das Verfahren ist zweistufig angelegt. In der ersten Stufe werden Vorhabenbeschreibun-
gen ausgewahlt. Erst in der zweiten Stufe werden férmliche Forderantrige gestellt.
In der ersten Verfahrensstufe ist dem Projekttriger

bis spatestens zum 30.09.2021 12:00 Uhr
eine Vorhabenbeschreibung in elektronischer Form unter folgender E-Mail:

projekttraeger-bmg@dlr.de

in deutscher Sprache vorzulegen. Die Vorhabenbeschreibung sollte nicht mehr als 15
Seiten (DIN-A4-Format, Schrift ,Arial“ oder , Times New Roman*“ Grofde 11, 1,5-zeilig)
umfassen und ist geméf} dem , Leitfaden zur Erstellung einer Vorhabenbeschreibung” zu
strukturieren. Der Leitfaden kann beim DLR-Projekttrager unter folgender E-Mail-
Adresse angefordert werden:

projekttraeger-bmg@dlr.de

Die Vorhabenbeschreibung muss alle Informationen beinhalten, die fiir eine sachgerech-
te Beurteilung erforderlich sind, und sie muss aus sich selbst heraus, ohne Lektiire der
zitierten Literatur, verstindlich sein. Insbesondere musss sie einen aussagekraftigen Fi-
nanzierungsplan fiir die Durchfiihrung des Vorhabens inklusive der begleitenden Evalu-
ation enthalten.

Die vorgelegten Vorhabenbeschreibungen werden unter Hinzuziehung eines Kreises von
unabhingigen Gutachterinnen und Gutachtern unter Berticksichtigung der oben ge-
nannten Kriterien bewertet (siehe auch 4. Férdervoraussetzungen). Auf der Grundlage
der Bewertung wird dann das fiir die Férderung geeignete Vorhaben ausgewéhlt. Das
Auswahlergebnis wird den Interessentinnen und Interessenten schriftlich mitgeteilt. Aus
der Vorlage der Vorhabenbeschreibung kann kein Rechtsanspruch auf eine Férderung
abgeleitet werden.

Sollte vorgesehen sein, dass das Vorhaben von mehreren wissenschaftlichen Partnerin-
nen und Partnern gemeinsam eingereicht wird (Verbundvorhaben), ist eine verantwort-
liche Ansprechperson zu benennen, die die Einreichung koordiniert (Koordinatorin bzw.
Koordinator). Bei einem Verbundvorhaben ist eine abgestimmte, gemeinsame Vorha-
benbeschreibung vom Verbundkoordinator bzw. von der Verbundkoordinatorin vorzu-
legen.

In der zweiten Verfahrensstufe werden die Verfasserinnen bzw. Verfasser der positiv be-
werteten Vorhabenbeschreibung unter Angabe eines Termins schriftlich aufgefordert,

10


mailto:projekttraeger-bmg@dlr.de
mailto:projekttraeger-bmg@dlr.de

% Bundesministerium
fiir Gesundheit

einen vollstindigen férmlichen Férderantrag vorzulegen. Bei Verbundvorhaben sind die
Forderantriage in Abstimmung mit dem Verbundkoordinator bzw. der Verbundkoordi-
natorin vorzulegen. Inhaltliche oder férderrechtliche Auflagen sind im férmlichen For-
derantrag zu beachten und umzusetzen. Aus der Aufforderung zur Antragstellung kann
kein Forderanspruch abgeleitet werden.

Nach abschlief}ender Priifung des férmlichen Férderantrags entscheidet das BMG auf
Basis der verfliigbaren Haushaltsmittel und nach den genannten Kriterien durch Be-
scheid iber die Bewilligung des vorgelegten Antrags.

Es wird empfohlen, fiir die Antragsberatung mit dem zustdndigen Projekttriager Kontakt
aufzunehmen.

8.3. Zubeachtende Vorschriften

Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie fiir den Nach-
weis und die Priifung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung
des Zuwendungsbescheides und die Riickforderung der gewiahrten Zuwendung gelten
die Verwaltungsvorschriften zu §§23, 44 BHO und die hierzu erlassenen Allgemeinen
Verwaltungsvorschriften sowie die §§ 48 bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes, so-
weit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen sind. Der Bundesrechnungshof
ist gemafd § 91 BHO zur Priifung berechtigt.

9. Geltungsdauer

Diese Forderbekanntmachung tritt am Tag der Veroffentlichung unter www.bund.de in
Kraft und ist bis zum Ablauf des 31.12.2026 giiltig.

Bonn, den 26.08.2021

Bundesministerium fiir Gesundheit
Im Auftrag

Ralf Suhr

11


www.bund.de

	1. Ziel der Förderung
	2. Gegenstand der Förderung
	3. Zuwendungsempfänger
	4. Fördervoraussetzungen/Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Umfang der Förderung
	6. Rechtsgrundlage
	7. Hinweise zu Nutzungsrechten
	Barrierefreiheit

	8. Verfahren
	8.1. Einschaltung eines Projektträgers, Vorhabenbeschreibung und sonstige Unterlagen
	DLR Projektträger
	8.2. Verfahren
	8.3. Zu beachtende Vorschriften

	9. Geltungsdauer



